@ pakertilly

bakertilly.de



Stiftung Childaid Network
Konigstein

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020

Dieser Prifungsbericht richtet sich ausschlie3lich an die Organe des Unternehmens. Unbeschadet hiervon ist
das etwaige, gesetzlich begriindete Recht Dritter zum Empfang oder zur Einsichtnahme. Eine Weitergabe an
Dritte ist nicht gestattet, soweit dies nicht im Rahmen der Auftragsvereinbarung zwischen dem Unternehmen

und Baker Tilly ausdricklich erlaubt ist.

Diese elektronische Kopie stellt kein Ersatz fur das handschriftlich unterzeichnete Original dar.

@ pakertilly


MGU
Maschinengeschriebenen Text
Dieser Prüfungsbericht richtet sich ausschließlich an die Organe des Unternehmens. Unbeschadet hiervon ist 
das etwaige, gesetzlich begründete Recht Dritter zum Empfang oder zur Einsichtnahme. Eine Weitergabe an 
Dritte ist nicht gestattet, soweit dies nicht im Rahmen der Auftragsvereinbarung zwischen dem Unternehmen 
und Baker Tilly ausdrücklich erlaubt ist. 

Diese elektronische Kopie stellt kein Ersatz für das handschriftlich unterzeichnete Original dar.


@ pakertilly

Inhaltsverzeichnis

Bilanz zum 31. Dezember 2020

Gewinn- und Verlustrechnung flr die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020
Anhang flr das Geschéaftsjahr 2020

Bestatigungsvermerk des unabhangigen Abschlusspriifers

Allgemeine Auftragsbedingungen fur Wirtschaftsprifer und
Wirtschaftspriifungsgesellschaften

Jahresabschlusspriifung zum 31. Dezember 2020 — Stiftung Childaid Network 1



AKTIVA

A. Anlagevermdgen
I.Immaterielle Vermdgensgegenstande

1. Konzessionen, gewerbl. Schutzrechte und ahnliche Rechte
und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten

Il. Sachanlagen
1. Stiftungsausstattung
lll. Finanzanlagen

1. Wertpapiere des Anlagevermdgens

B. Umlaufvermdgen
I. Forderungen und sonstige Vermbgensgegenstande

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
2. Sonstige Vermdgensgegenstande

Il. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kredit-
instituten und Schecks

C. Rechnungsabgrenzung

Treuhénderisch verwaltetes Stiftungsvermégen

Stiftung Childaid Network, Kénigstein
Bilanz zum 31. Dezember 2020

31.12.2020 31.12.2019

EUR EUR EUR
0,00 468,83
1.563,34 1.894,74
524.236,23 312.609,34
525.799,57 314.972,91
7.645,71 2.639,57
38.397,36 11.215,83
2.509.128,00 2.491.160,67
2.555.171,07 2.505.016,07
2.150,64 2.206,26
3.083.121,28 2.822.195,24
822.242,56 948.684,68

A. Eigenkapital
I. Stiftungskapital

1. Errichtungskapital
2. Zustiftungskapital

Il. Rucklagen
[ll. Umschichtungsergebnisse

IV. Mittelvortrag

B Ruckstellungen

1. Steuerrickstellungen
2. sonstige Ruckstellungen

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus nicht verwendeten
zweckbestimmten Mitteln

2. sonstige Verbindlichkeiten
- davon aus Steuern EUR 4.857,47
(Vj. EUR 5.160,59)
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PASSIVA

31.12.2020 31.12.2019

EUR EUR EUR

500.000,00 500.000,00
265.500,00 265.500,00
1.658.000,00 1.418.000,00
-1.613,19 -7.149,86
233.199,17 203.884,14
2.655.085,98 2.380.234,28
0,00 6.800,00
4.300,95 4.593,05
4.300,95 11.393,05
416.741,15 417.938,50
6.993,20 12.629,41
423.734,35 430.567,91
3.083.121,28 2.822.195,24
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13.

Stiftung Childaid Network, Kénigstein
Gewinn- und Verlustrechnung fur das Geschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020

Ordentliche Zuwendungen

Sonstige betriebliche Ertrage

davon gewerbliche Einnahmen EUR 26.724,67

Gesamtleistung
Leistungsaufwand

Personalaufwand
a) Lohne und Gehalter

b) soziale Abgaben und Aufwendungen fur Alters-

versorgung und fur Lohnsteuer

Abschreibungen auf immaterielle Vermdgensgegen-
stande des Anlagevermdgens und Sachanlagen

Sonstige betriebliche Aufwendungen

davon gewerbliche Aufwendungen EUR 11.103,45

Sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage
Ergebnis nach Steuern
Jahresuberschuss

Entnahmen aus Ricklagen

a) aus sonstigen Ergebnisricklagen
b) aus Umschichtungsrtcklage

Einstellung in Rucklagen, Zustiftung
a) in die Umschichtungsricklage
b) in freie Rucklagen

Vortrag auf neue Rechnung

Mittelvortrag
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2019

EUR

1.764.878,85

598.545,07

2.363.423,92

-2.053.920,18

-96.973,79

-87.765,55

-184.739,34

-2.486,42

-157.403,60

11.173,82

-23.951,80

-23.951,80

140.442,00
1.415,80

141.857,80

-10.042,67
-230.000,00

2020
EUR
1.842.447,97
668.414,31
2.510.862,28
-1.926.925,10
-101.024,40
-97.613,88
-198.638,28
-1.499,23
-118.604,96
9.656,99
274.851,70
274.851,70
0,00
14.064,50
14.064,50
-19.601,17
-240.000,00
-259.601,17
203.884,14
233.199,17

-240.042,67

326.020,81

203.884,14
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Anhang fur das Geschaftsjahr 2020

1. Allgemeines

Die Stiftung Childaid Network, mit Sitz in Konigstein im Taunus, wurde am 27. April 2007 in
das Stiftungsverzeichnis Regierungspréasidium Darmstadt eingetragen (Az: 113-25d 04/11-(4)
-146)

Der Jahresabschluss der Stiftung Childaid Network fur das Geschéftsjahr vom 1. Januar
2020 bis 31. Dezember 2020 wurde auf der Grundlage des Stiftungsgesetzes des Landes
Hessen und der Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften des Handelsgesetzbuches
aufgestellt.

2. Angaben zu angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die immateriellen Vermdgensgegenstande und das Sachanlagevermdgen wurden zu
Anschaffungskosten angesetzt und, soweit abnutzbar, um planméafige Abschreibungen
vermindert. Die Abschreibungen erfolgten unter Zugrundelegung der voraussichtlichen
betriebsgewdhnlichen Nutzungsdauer der Vermégensgegensténde linear. Geringwertige
Wirtschaftsgiter wurden im Jahr der Anschaffung voll abgeschrieben.

Das Finanzanlagevermdgen ist mit den Anschaffungskosten bzw. dem niedrigeren
beizulegenden Wert am Abschlussstichtag bewertet.

Die Forderungen, sonstigen Vermogensgegenstande und Zahlungsmittel wurden mit ihrem
Nennbetrag angesetzt.

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten (ARAP) beinhalten Zahlungen fiir Aufwendungen
des nachsten Jahres, die bereits im Geschéftsjahr 2020 geleistet wurden.

Ruckstellungen und Verbindlichkeiten sind mit dem Erfullungsbetrag bilanziert. Die
Ruckstellungen wurden nach verninftiger kaufméannischer Beurteilung angesetzt.

3. Angaben zur Bilanz

Forderungen und Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr
bestanden am Bilanzstichtag nicht. Dies gilt grundsatzlich auch fir die Verbindlichkeiten.
Jedoch wird von den ausgewiesenen Verbindlichkeiten ein Teilbetrag von EUR 53.704,00
erst im Jahr 2022 fallig.

Mit Vertrag vom 30. November 2017 hat Childaid Network die treuhanderische Verwaltung
von zwei rechtlich unselbstandigen Stiftungen tibernommen, die als Verbrauchsstiftungen
gestaltet sind. Das Ubertragene Treuhandvermégen betrug EUR 420.000,00 und EUR
700.000,00. Zum 31. Dezember 2020 wird fur beide Stiftungen ein addiertes Vermodgen von
EUR 822.242,56 unter der Bilanz ausgewiesen.



4. Sonstige Angaben

Sonstige finanzielle Verpflichtungen, die nicht in der Bilanz enthalten sind, bestanden nicht.
Im Berichtsjahr wurden durchschnittlich 6 Arbeitnehmer in Teilzeit beschéftigt.

Mitglieder des Geschéftsfliihrungsorgans

Die Stiftung wird kollegial gefuhrt durch die Vorstande:
Dr. Martin Kasper, Konigstein, Vorsitzender
Michael Legeland, Konigstein
Dr. Ute Nieschalk, Eppstein (bis 31. Januar 2021)
Nicola Schaefer, Schmitten (seit 1. Februar 2021)

Fur ihre Tatigkeit als Vorstand erhalten die Mitglieder keine Vergitung.

Ml |~

Dr. Martin Kasper, ehrenamtlicher Vorstand
Kdnigstein, im Marz 2021
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Stiftung Childaid Network, Kénigstein

Wirtschaftliche, rechtliche und steuerliche Grundlagen

Satzung Gultige Fassung vom Juli 2020
Sitz Kdnigstein
Stiftungsverzeichnis Regierungsprasidium  Darmstadt,  Stiftungsurkunde  vom

27. April 2007 - Az.: 1 13 - 25d 04/11 - (4) - 146

Zweck der Stiftung Die Stiftung verfolgt ausschlielBlich gemeinniitzige Zwecke im
Sinne des Abschnitts ,Steuerbeglinstigte Zwecke® der
Abgabenordnung.

Die Stiftung ist selbstlos tatig und verfolgt nicht in erster Linie
eigenwirtschaftliche Zwecke.

Zweck der Stiftung ist die Forderung von bedurftigen Kindern und
Jugendlichen weltweit.

Der Stiftungszweck wird derzeit insbesondere verwirklicht durch
die Forderung der schulischen und beruflichen Ausbildung von
Kindern und Jugendlichen sowie der Betreuung von
StralRenkindern in Nordostindien, Nepal und Bangladesch.

Geschaftsjahr Kalenderjahr

Organe Organ der Stiftung ist der Vorstand.

Die Stiftung wird durch einen dreikdpfigen Vorstand gefiihrt. Der
Vorsitzende ist alleine, die anderen Vorstdnde sind
gemeinschatftlich vertretungsberechtigt.

1. Herr Dr. Martin Kasper, Konigstein, Vorsitzender

2. Herr Michael Legeland, Kdnigstein

3. Frau Dr. Ute Nieschalk, Eppstein (bis 31. Januar 2021)
4. Frau Nicola Schaefer, Schmitten (seit 1. Februar 2021)
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Steuerliche Grundlagen zustandiges Finanzamt: Bad Homburg
Steuernummer: 003 250 63919

Die Stiftung ist durch den Freistellungsbescheid des Finanzamts
Bad Homburg vom 25. Juni 2020 als gemeinntitzig anerkannt, da
sie ausschliellich und unmittelbar steuerbeglnstigten
gemeinnitzigen Zwecken im Sinne der 88 51 ff. AO dient. Der
Bescheid des Finanzamts Uber die gesonderte Feststellung der
Einhaltung der satzungsmafRigen Voraussetzungen nach den 88
51, 59, 60 und 61 AO datiert vom 31. Juli 2020.

Wichtige Vertrage Mit Vertrag vom 30. November 2017 wurde die Stiftung Childaid
Network als Treuh&nder fir die Familie Mott Stiftung berufen. Sie
Ubereignet der Stiftung Childaid Network ein Vermogen i.H.v.
EUR 700.000 (davon verbrauchbares Kapital EUR 600.000). Der
Vertrag wurde auf unbestimmte Zeit geschlossen.

Mit Vertrag vom 30. November 2017 wurde die Stiftung Childaid
Network als Treuhander fur die th-inc-Stiftung berufen. Sie
Ubereignet der Stiftung Childaid Network ein Vermdgen i.H.v.
EUR 420.000 (davon verbrauchbares Kapital EUR 400.000). Der
Vertrag wurde auf unbestimmte Zeit geschlossen.
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BESTATIGUNGSVERMERK DES UNABHANGIGEN ABSCHLUSSPRUFERS
An die Stiftung Childaid Network, Kénigstein
Prafungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der Stiftung Childaid Network, Kénigstein — bestehend aus
der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung fir das Ge-
schéftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschlieflich
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprift. Durch
§ 12 Abs. 3 HStG wurde der Prufungsgegenstand erweitert. Die Prifung erstreckt sich da-
her auch auf die Erhaltung des Stiftungsvermégens und die satzungsmafige Verwendung
der Ertrage des Stiftungsvermégens und der sonstigen Stiftungsmittel.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse ent-
spricht der beigefligte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, fir
Stiftungen geltenden handelsrechtlichen Vorschriften tber die ,Rechnungslegung fur Stif-
tungen“ gemaR IDW RS HFA 5 und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsatze
ordnungsmaRiger Buchfihrung ein den tatsédchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild
der Vermdgens- und Finanzlage der Stiftung zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertrags-
lage fur das Geschéftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020.

Gemald § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklaren wir, dass unsere Priifung zu keinen Einwendun-
gen gegen die Ordnungsmafigkeit des Jahresabschlusses gefihrt hat.

Grundlage fir das Prufungsurteil

Wir haben unsere Prifung des Jahresabschlusses in Ubereinstimmung mit § 317 HGB und
§ 12 Abs. 3 HStG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestell-
ten deutschen Grundsétze ordnungsmaéaRiger Abschlussprifung durchgefuhrt. Unsere Ver-
antwortung nach diesen Vorschriften und Grundsatzen ist im Abschnitt ,,Verantwortung des Ab-
schlussprifers fur die Prifung des Jahresabschlusses® unseres Bestatigungsvermerks weiter-
gehend beschrieben. Wir sind von der Stiftung unabhangig in Ubereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen erfiillt. Wir sind der
Auffassung, dass die von uns erlangten Prifungsnachweise ausreichend und geeignet
sind, um als Grundlage fur unser Prifungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen.
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter flr den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fur die Aufstellung des Jahresabschlusses,
der den deutschen, fir Stiftungen geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen we-
sentlichen Belangen entspricht, und dafir, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsatze ordnungsmafiger Buchfilhrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen
entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die internen Kontrollen, die sie in
Ubereinstimmung mit den deutschen Grundséatzen ordnungsmafiger Buchfiihrung als not-
wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermdglichen, der
frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter daflr verant-
wortlich, die Fahigkeit der Stiftung zur Fortfihrung der Stiftungstatigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfih-
rung der Stiftungstatigkeit, sofern einschléagig, anzugeben. Darlber hinaus sind sie dafir
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der
Stiftungstatigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsachliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Verantwortung des Abschlussprifers fir die Prifung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — fal-
schen Darstellungen ist, sowie einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unser Prifungs-
urteil zum Jahresabschluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mal} an Sicherheit, aber keine Garantie dafir, dass
eine in Ubereinstimmung mit § 317 HGB und § 12 Abs. 3 HStG unter Beachtung der vom
Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundséatze ordnungsmalfiger
Abschlussprifung durchgeflhrte Prifung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-
deckt. Falsche Darstellungen kdnnen aus VerstoRen oder Unrichtigkeiten resultieren und
werden als wesentlich angesehen, wenn vernunftigerweise erwartet werden konnte, dass
sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.



@ pakertilly

Wahrend der Prifung tben wir pflichtgemalies Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Dariber hinaus

¢ identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher — beabsichtigter oder unbe-
absichtigter — falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und fihren Pri-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prufungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage flr unser Prifungsurteil
zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt wer-
den, ist bei VerstdRen hoher als bei Unrichtigkeiten, da VerstoRe betrligerisches Zu-
sammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten, irrefihrende Darstel-
lungen bzw. das AuBerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kénnen.

e beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten geschatzten Werte und damit zusammenhéngenden Angaben.

e ziehen wir Schlussfolgerungen Uber die Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfihrung der Stif-
tungstatigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prifungsnachweise, ob eine
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fahigkeit der Stiftung zur Fortfihrung der Stif-
tungstatigkeit aufwerfen kénnen. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine we-
sentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestéatigungsvermerk auf die
dazugehoérigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese
Angaben unangemessen sind, unser Prifungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unse-
re Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestatigungs-
vermerks erlangten Priifungsnachweise. Zukunftige Ereignisse oder Gegebenheiten
konnen jedoch dazu fuhren, dass die Stiftung ihre Stiftungstéatigkeit nicht mehr fortfih-
ren kann.

e beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschliel3lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschéftsvorfalle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beach-
tung der deutschen Grundséatze ordnungsmalfiger Buchfiihrung ein den tatséchlichen
Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Stif-
tung vermittelt.
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Wir erortern mit den fur die Uberwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prifung sowie bedeutsame Priufungsfeststellungen, die wir
wahrend unserer Prifung feststellen.

Frankfurt am Main, den 22. Méarz 2021

Baker Tilly GmbH & Co. KG
Wirtschaftspriifungsgesellschaft
(Dusseldorf)
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Allgemeine Auftragsbedingungen

far

Wirtschaftsprifer und Wirtschaftsprifungsgesellschaften

vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fur Vertrdge zwischen Wirtschaftspriifern
oder Wirtschaftsprifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftsprufer* genannt) und ihren Auftraggebern tGber Prifungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrage, soweit nicht etwas anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdriicklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenuber.

2. Umfang und Ausfuhrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsatzen ordnungs-
magiger Berufsausiibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftsprifer Gbernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschaftsfuh-
rung. Der Wirtschaftsprifer ist fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt,
sich zur Durchfiihrung des Auftrags sachversténdiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berucksichtigung auslandischen Rechts bedarf — au3er bei betriebs-
wirtschaftlichen Prifungen — der ausdrucklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafur zu sorgen, dass dem Wirtschaftspriifer alle fur
die Ausfuhrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Ubermittelt werden und ihm von allen Vorgangen und
Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fir die Ausfihrung des Auftrags von
Bedeutung sein koénnen. Dies gilt auch fir die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgange und Umstande, die erst wahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prifer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriifers hat der Auftraggeber die Vollstéan-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskinfte und Erklérungen in einer vom Wirtschaftsprufer formu-
lierten schriftlichen Erklarung zu bestatigen.

4. Sicherung der Unabhéangigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhéangigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers gefahrdet. Dies gilt fur die Dauer des
Auftragsverhaltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrage auf eigene Rech-
nung zu tbernehmen.

(2) Sollte die Durchfiihrung des Auftrags die Unabhéngigkeit des Wirtschafts-
prufers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der
Wirtschaftsprufer zur auf3erordentlichen Kundigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mundliche Auskunfte

Soweit der Wirtschaftspriifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maflgebend. Entwirfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mindliche Erklarungen und Auskinfte des
Wirtschaftsprifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestatigt werden.
Erklarungen und Auskinfte des Wirtschaftsprifers aul3erhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information tber das Tatigwerden des Wirtschafts-
prifers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftspriifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behérdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information Uber das Téatigwerden des Wirtschaftsprifers fur den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig.

7. Mangelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfiillung
durch den Wirtschaftsprufer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der Nacherful-
lung kann er die Vergutung mindern oder vom Vertrag zuriicktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehischlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmadglichkeit der Nacherfiillung fur ihn ohne Interesse ist. Soweit dartiber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Méangeln muss vom Auftraggeber
unverziglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, verjahren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Méangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprifers enthalten sind, kénnen jederzeit vom Wirt-
schaftsprifer auch Dritten gegeniber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten
gegenuber zurickzunehmen. In den vorgenannten Féllen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprufer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprufer ist nach Mal3gabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, (iber Tatsachen und Umstéande, die ihm
bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprifers, insbe-
sondere Prufungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschréankung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprifers fiir Schadensersatzanspriiche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schaden aus der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit,
sowie von Schéaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begrunden, bei einem fahrlassig verursachten einzelnen Scha-
densfall geméaR § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschréankt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhéltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprifer auch gegenuber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer
bestehenden Vertragsverhéltnis Anspriiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetrag
fur die betreffenden Anspriche aller Anspruchsteller insgesamt.



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezlglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rucksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftspriifer nur bis zur Héhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Funffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prifungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fur Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zuriickzufiih-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung geltend zu
machen, bleibt unberiihrt.

10. Erganzende Bestimmungen fur Prifungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtraglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepruften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestéatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftspriifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprifer durchgefiihrte Prifung im Lage-
bericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftspriifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zuléssig.

(2) Widerruft der Wirtschaftspriifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Erganzende Bestimmungen fur Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstan-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch fur Buchfiihrungsauftrage. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprufer hierzu
ausdrucklich den Auftrag tbernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprufer alle fur die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprufer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfligung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fir die Einkommensteuer,
Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermdogensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschliisse und sonstiger fir die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachpriifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

¢) Verhandlungen mit den Finanzbehdrden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprifer beriicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhalt der Wirtschaftsprufer fir die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergutungsverordnung fiir die Bemessung der Vergutung anzuwenden ist,
kann eine hohere oder niedrigere als die gesetzliche Vergutung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Korper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermégensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fur

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhbhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, BetriebsverauRerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstiitzung bei der Erfiillung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als
zusétzliche Tatigkeit (ibernommen wird, gehort dazu nicht die Uberpriifung
etwaiger besonderer buchméRiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Verglinstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewabhr fiir die vollstandige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht tbernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftspriifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlusselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergutung

(1) Der Wirtschaftsprifer hat neben seiner Gebuhren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusétzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschisse auf Vergutung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprifers auf Vergitung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskréftig festgestellten Forderungen zulassig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfiihrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriche gilt nur deutsches Recht.
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